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Inkrafttreten:

..............................

Gesetz

vom 16. November 2017

zur Änderung des Gesundheitsgesetzes (Teilrevision)

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

gestützt auf das Bundesgesetz vom 18. März 2011 über die Psychologieberufe;

gestützt auf das Bundesgesetz vom 30. September 2011 über die Forschung am 
Menschen;

gestützt auf das Bundesgesetz vom 14. Dezember 2012 über die Meldepflicht 
und die Nachprüfung der Berufsqualifikationen von Dienstleistungserbringe‑
rinnen und ‑erbringern in reglementierten Berufen;

gestützt auf die Änderung vom 20. März 2015 des Bundesgesetzes über die 
universitären Medizinalberufe;

gestützt auf das Bundesgesetz vom 18. März 2016 über die Registrierung von 
Krebserkrankungen;

gestützt auf das Bundesgesetz vom 30. September 2016 über die Gesundheits‑
berufe;

nach Einsicht in die Botschaft 2017-DSAS-28 des Staatsrats vom 29. August 2017;

auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

Art. 1

Das Gesundheitsgesetz vom 16. November 1999 (SGF 821.0.1) wird wie folgt 
geändert:

Art. 7 Abs. 4
4 Sie [die für den Gesundheitsbereich zuständige Direktion] verfügt zu 
diesem Zweck über das Amt für Gesundheit, die Kantonsärztin oder 
den Kantonsarzt, die Kantonszahnärztin oder den Kantonszahnarzt, die 
Kantonsapothekerin oder den Kantonsapotheker, die Kantonschemike‑
rin oder den Kantonschemiker und die Kantonstierärztin oder den Kan‑
tonstierarzt.
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Art. 10a (neu)	 Kantonszahnärztin / Kantonszahnarzt
1 Die Kantonszahnärztin oder der Kantonszahnarzt wird mit allen me‑
dizinischen Fragen der Mund- und Zahngesundheit betraut und nimmt 
alle Aufgaben wahr, die ihr oder ihm aufgrund der eidgenössischen und 
kantonalen Gesetzgebung zufallen. Sie oder er kann die Funktion der 
Vertrauenszahnärztin oder des Vertrauenszahnarztes im Rahmen der 
Schulzahnmedizin ausüben oder ihre oder seine Fachkenntnisse insbe‑
sondere in den Bereichen Ergänzungsleistungen, Sozialhilfe und Asyl‑
wesen einbringen.
2 Sie oder er berät die Direktion innerhalb dieses Aufgabengebietes.

Art. 11 Abs. 1
1 Die Kantonsapothekerin oder der Kantonsapotheker ist in Zusammen‑
arbeit mit der Kantonsärztin oder dem Kantonsarzt, der Kantonszahn‑
ärztin oder dem Kantonszahnarzt und der Kantonstierärztin oder dem 
Kantonstierarzt für die Kontrolle der Heilmittel, einschliesslich der Be‑
täubungsmittel und psychoaktiven Substanzen, die als Heilmittel ver‑
wendet werden, verantwortlich. Sie oder er sorgt für die korrekte Ver‑
wendung und die angemessene Abgabe dieser Produkte und nimmt alle 
Aufgaben wahr, die ihr oder ihm aufgrund der eidgenössischen und 
kantonalen Gesetzgebung zufallen.

Art. 32 Artikelüberschrift

Nichtübertragbare Krankheiten

Art. 32a (neu)	 Krebsregister
1 Für die Registrierung von Krebserkrankungen gelten das Bundesrecht 
und die einschlägigen Bestimmungen der kantonalen Gesetzgebung 
über den Datenschutz.
2 Der Staatsrat bezeichnet die Betreiberin oder den Betreiber des kanto‑
nalen Krebsregisters. Führung, Finanzierung und Überwachung des 
Krebsregisters werden in einem Leistungsauftrag geregelt.
3 Die Krebsregisterstelle ist befugt, den kantonalen Früherkennungs‑
programmen die für die Qualitätssicherung erforderlichen Daten zu‑
sammen mit der AHV-Nummer bekannt zu geben.
4 Der Staatsrat kann vorsehen, neben den Daten gemäss Bundesrecht 
weitere Daten zu erheben. Zu diesem Zweck kann er namentlich Fach‑
personen oder Institutionen, die dem Berufsgeheimnis unterstehen, be‑
rechtigen, diese Daten der Krebsregisterstelle zu melden.
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5 In Abweichung von Artikel 17a des Gesetzes vom 23. Mai 1986 über 
die Einwohnerkontrolle kann die Krebsregisterstelle mit einem Ab‑
rufverfahren direkt auf die Informatikplattform für die Einwohnerregis‑
terdaten zugreifen.

Art. 57 Abs. 2 und 3

Aufgehoben

Art. 59 Abs. 3
3 Ist eine Gesundheitsperson nicht in der Lage, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen, namentlich im Todesfall, so gelangen die Dossiers un‑
ter die Verantwortung der Direktion.

Art. 66	 Forschung am Menschen 
a) Grundsatz

Für die Forschung am Menschen gilt das Bundesrecht.

Art. 67	 b) Ethikkommission für die Forschung
1 Der Staatsrat bezeichnet die für den Kanton zuständige/n Ethikkom‑
mission/en für die Forschung.
2 Er kann in Absprache mit einem oder mehreren Kantonen auch eine 
gemeinsame Ethikkommission bezeichnen oder die Zuständigkeit der 
Ethikkommission anderer Kantone übertragen. Zu diesem Zweck kann 
er mit den betreffenden Kantonen Vereinbarungen abschliessen.

Art. 68–70

Aufgehoben

Art. 75 Abs. 3, 2. Satz

Aufgehoben

Art. 78	 Psychologie

Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Patientenrechte und 
‑pflichten sowie diejenigen über die Berufsrechte und ‑pflichten gelten 
für Personen, die einen Psychologieberuf mit direktem Bezug zur Ge‑
sundheit ausüben. Diese Personen unterstehen ausserdem den Bestim‑
mungen über die Disziplinarmassnahmen und das Verfahren.
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Art. 79 Abs. 1 Bst. b, Abs. 3, 2. Satz, und Abs. 5, 1. Satz

[1 Einer Bewilligung durch die Direktion bedürfen:]

b)	 die unselbständige Ausübung eines Gesundheitsberufes in eigener 
fachlicher Verantwortung.

3 (…). Personen, die unter Aufsicht praktizieren, müssen über der aus‑
geübten Tätigkeit entsprechende berufliche und persönliche Kompeten‑
zen verfügen. (…).
5 Die Direktion kann Gesundheitsfachpersonen bezeichnen, die keine 
Berufsausübungsbewilligung beantragen müssen, sofern die sie be‑
schäftigenden Institutionen des Gesundheitswesens oder Organe schon 
angemessen kontrolliert werden und die Qualität der Pflegeleistungen 
gewährleistet ist. (…).

Art. 79a (neu)	 Einschränkung der Bewilligung und Auflagen

Die Direktion kann die Berufsausübungsbewilligung mit bestimmten 
Einschränkungen fachlicher, zeitlicher und räumlicher Art oder mit 
Auflagen verbinden, soweit sie sich aus Erlassen des Bundes ergeben 
oder dies für die Sicherung einer qualitativ hochstehenden Gesund‑
heitsversorgung erforderlich ist.

Art. 80 Abs. 1 Bst. d (neu)

[1 Die Berufsausübungsbewilligung wird Gesundheitsfachpersonen er‑
teilt, die:]

d)	 eine Amtssprache des Kantons beherrschen.

Art. 81 Abs. 2
2 Von den Gesuchstellerinnen und ‑stellern kann auch verlangt werden, 
dass sie sich auf eigene Kosten einer ärztlichen Begutachtung oder ei‑
ner Prüfung ihrer Sprachkompetenzen unterziehen.

Art. 83	 Wahrung der Menschenwürde und der Rechte 
der Patientinnen und Patienten

Die Gesundheitsfachperson sorgt dafür, dass die Menschenwürde und 
die Rechte der Patientinnen und Patienten gewahrt bleiben.

Art. 86 Abs. 1, 1. Satz
1 Personen, die einen Beruf des Gesundheitswesens ausüben, tun dies 
sorgfältig und gewissenhaft. Sie halten sich an die Grenzen der Kompe‑
tenzen, die sie im Rahmen ihrer Aus- und Weiterbildung sowie ihrer 
Berufserfahrung erworben haben. (…).
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Art. 86a	 Berufshaftpflichtversicherung

Personen, die einen Beruf des Gesundheitswesens ausüben, müssen 
eine Berufshaftpflichtversicherung nach Massgabe der Art und des 
Umfangs der Risiken, die mit ihrer Tätigkeit verbunden sind, abschlies‑
sen oder eine solche Versicherung haben, es sei denn, die Ausübung 
ihrer Tätigkeit unterliege dem Gesetz über die Haftung der Gemeinwe‑
sen und ihrer Amtsträger.

Art. 87 Abs. 1
1 Jede Person, die einen Beruf des Gesundheitswesens ausübt, ist ver‑
pflichtet, ihre beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im 
Interesse der Qualitätssicherung durch Weiterbildung zu vertiefen, zu 
erweitern und zu verbessern.

Art. 90a Abs. 2
2 Sie [die Gesundheitsfachpersonen] sind ungeachtet des Berufsge‑
heimnisses befugt:

a)	 die Strafverfolgungsbehörden über alles zu informieren, was auf 
ein Verbrechen oder Vergehen gegen Leib und Leben, die sexuelle 
Integrität oder die öffentliche Gesundheit schliessen lässt;

b)	 die Polizei über die Anwesenheit einer vermissten oder flüchtigen 
Person in ihren Räumlichkeiten zu informieren oder Angaben zu 
machen, mit denen die Person gefunden werden kann.

Art. 95	 Notfalldienst
1 Die Personen, die einen universitären Medizinalberuf ausüben, stellen 
den Notfalldienst in einer Weise sicher, dass die Gesundheitsversor‑
gung der Bevölkerung gewährleistet ist. Jede Person, die über eine Be‑
rufsausübungsbewilligung verfügt (Art. 79 Abs. 1) oder ihren Beruf als 
Dienstleistungserbringer ausübt (Art. 80 Abs. 2), muss sich am Notfall‑
dienst beteiligen; eine Befreiung gemäss Absatz 3 bleibt vorbehalten.
2 Mit der Organisation der Notfalldienste werden die vom Staatsrat an‑
erkannten Berufsverbände betraut. Diese können sowohl ihre Mitglie‑
der als auch Personen, die ihnen nicht angehören, zur Mitwirkung an 
den Notfalldiensten verpflichten.
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3 Die Berufsverbände können betroffene Personen ganz oder teilweise 
von der Mitwirkung am Notfalldienst befreien, insbesondere aufgrund 
des Alters, des Gesundheitszustandes, einer Mutterschaft, ihrer Funkti‑
on oder anderer zwingender Gründe im Zusammenhang mit der Berufs‑
ausübung. Die Befreiung kann mit der Verpflichtung zur Zahlung einer 
Ersatzabgabe verbunden werden, die dafür verwendet werden muss, die 
Organisation und die Qualität des Notfalldienstes zu gewährleisten. Die 
Ersatzabgabe beträgt höchstens 12 000 Franken im Jahr; sie wird fest‑
gelegt anhand

a)	 des Beschäftigungsgrades, wobei mindestens zwei Stufen vorgese‑
hen werden müssen; oder

b)	 eines festen Betrags pro Dienstperiode, die hätte geleistet werden 
müssen.

4 Wenn die Modalitäten der von den Berufsverbänden organisierten 
Notfalldienste dem Versorgungsbedarf der Bevölkerung nicht entspre‑
chen, kann der Staatsrat die Dienste regeln und die betroffenen Gesund‑
heitsfachpersonen zur Mitwirkung verpflichten. Er kann diese Aufgabe 
an Dritte delegieren, wobei Absatz 3 sinngemäss gilt.

Art. 99 Abs. 2 Bst. m (neu)

[2 Je nach ihrem Auftrag können die Institutionen des Gesundheitswe‑
sens (die Institutionen) in folgende Hauptkategorien unterteilt werden:]

m)	 Einrichtungen der ambulanten Pflege.

Art. 100 Abs. 2 Bst. a und b und Abs. 4

[2 Die Betriebsbewilligung wird von der Direktion erteilt, wenn die In‑
stitution entsprechend ihrem Auftrag:]

a)	 von einer oder mehreren verantwortlichen Personen geleitet wird, 
welche über die erforderliche Ausbildung oder die erforderlichen 
Titel verfügen und vertrauenswürdig sind;

b)	 zweckmässig organisiert ist, die Patientenrechte wahrt und den Ge‑
sundheitsfachpersonen die Ausübung ihres Berufs unter Einhaltung 
ihrer Berufspflichten garantiert;

4 Der Staatsrat legt die Bedingungen für die Meldepflicht von Instituti‑
onen des Gesundheitswesens fest, die in einem anderen Kanton oder im 
Ausland niedergelassen sind und das Recht haben, ohne Bewilligung 
während einer begrenzten Zeit ihre Leistungen im Kanton Freiburg zu 
erbringen (Dienstleistungserbringer).
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Art. 100a Abs. 1
1 Wenn es im überwiegenden Interesse der öffentlichen Gesundheit nö‑
tig ist, kann die Direktion den Betrieb anderer Einrichtungen, die den 
Kategorien nach Artikel 99 gleichkommen oder dazwischen angesie‑
delt sind, der Bewilligungspflicht unterstellen. Für diese Einrichtungen 
gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes für Institutionen des Gesund‑
heitswesens, wobei die Bewilligungsvoraussetzungen dem jeweiligen 
Auftrag angepasst werden können.

Art. 105 Artikelüberschrift und Abs. 5

Pflichten
a) Im Allgemeinen
5 Sie [die Institutionen des Gesundheitswesens] teilen der Direktion re‑
gelmässig die nach deren Weisungen oder nach den Weisungen eines 
eidgenössischen oder interkantonalen Organs erstellten Statistiken mit. 
Die Direktion kann diese Daten im Rahmen der ihr übertragenen Auf‑
gaben bearbeiten. Sie kann sie namentlich in aggregierter oder nomina‑
tiver Form veröffentlichen.

Art. 106	 b) Im Besonderen

Die Bestimmungen der Artikel 83, 85, 86 Abs. 1, 86a, 87 Abs. 2, 91 und 
92 Abs. 3 gelten sinngemäss für die Institutionen des Gesundheitswe‑
sens.

Art. 107 Abs. 2, 2. Satz (neu)
2 (…). Der Staatsrat legt den Auftrag, die Organisation und die Finan‑
zierung der Zentrale [der Sanitätsnotrufzentrale] fest; er kann mit ei‑
nem Leistungsauftrag Dritte mit dem Betrieb der Zentrale betrauen.

Art. 111 Abs. 1 und 2
1 Die Herstellung von Arzneimitteln nach Formula magistralis oder 
Formula officinalis und ihr Inverkehrbringen bedürfen keiner besonde‑
ren Bewilligung. Diese Tätigkeiten sind in der Bewilligung zum Be‑
trieb einer öffentlichen Apotheke, einer Spital- oder einer Institutions‑
apotheke oder einer Drogerie enthalten, können aber je nach 
Komplexität beschränkt werden.
2 Aufgehoben
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Art. 116a (neu)	 Bekämpfung des Arzneimittelmissbrauchs
1 Gesundheitsfachpersonen müssen bei der Ausübung ihres Berufs dem 
missbräuchlichen oder unangemessenen Konsum von Arzneimitteln, 
insbesondere von Betäubungsmitteln und psychoaktiven Substanzen, 
die als Arzneimittel verwendet werden, besondere Aufmerksamkeit 
schenken.
2 Der Staatsrat legt die Massnahmen zur Bekämpfung des Arzneimittel‑
missbrauchs fest. Er kann für Missbrauchsfälle namentlich die Pflicht 
zur Meldung und Auskunft gegenüber den Aufsichtsbehörden sowie 
Verschreibungs- und Abgabebeschränkungen vorsehen.

Art. 120	 Betäubungsmittel

Der Staatsrat setzt die Modalitäten des Vollzugs der Bundesgesetzge‑
bung über die Betäubungsmittel fest.

Art. 125 Abs. 5
5 Bei einem Disziplinarverfahren gegen eine Institution des Gesund‑
heitswesens können die Disziplinarmassnahmen auch gegen die Institu‑
tion oder die Personen, die für die beanstandeten Vorfälle oder den Be‑
trieb verantwortlich sind, verhängt werden.

Art. 127a Abs. 1, 2 und 4
1 Die Direktion ist die zuständige Behörde für die Aufsicht über die 
Gesundheitsfachpersonen, die Institutionen des Gesundheitswesens so‑
wie die Personen nach den Artikeln 76, 77 und 78.
2 Werden Bestimmungen dieses Gesetzes oder seiner Ausführungser‑
lasse über die Pflichten der der Aufsicht unterstellten Personen und In‑
stitutionen verletzt, so kann die Direktion den Fall der Aufsichtskom‑
mission [der Kommission für die Aufsicht über die Berufe des 
Gesundheitswesens und die Wahrung der Patientenrechte] zur Stel‑
lungnahme oder zum Entscheid unterbreiten.
4 Aufgehoben

Art. 128 Abs. 1 Bst. f und g

[1 Mit einer Busse bis zu 100 000 Franken wird bestraft:]

f)	 wer vorsätzlich gegen seine Berufspflichten nach den Artikeln 83, 
84, 85, 86, 86a, 87, 89, 92 und 95 verstösst;

g)	 wer vorsätzlich gegen die Einschränkungen der Werbung nach den 
Artikeln 35 und 91 verstösst;
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Art. 129 Abs. 2 Bst. b

[2 Sie [die Organe, die mit der Durchführung dieses Gesetzes betraut 
sind] können diese Daten [die Personendaten] namentlich folgenden 
Stellen bekanntgeben:]

b)	 privaten Organen oder Personen, wenn die Daten zur Erfüllung ei‑
ner gesetzlich übertragenen Aufgabe oder einer gesetzlichen Pflicht 
nötig sind.

Art. 129a Abs. 1
1 Die Direktion und die weiteren mit dem Vollzug dieses Gesetzes be‑
trauten Organe können kostendeckende Gebühren für Bewilligungen, 
Kontrollen und administrative oder Untersuchungsschritte, ergriffene 
Massnahmen und alle anderen Entscheide oder Dienstleistungen erhe‑
ben.

Art. 130 und Art. 131

Aufgehoben

Art. 2
1 Der Staatsrat bestimmt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
2 Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem 
Finanzreferendum.

Der Präsident:	 Die Generalsekretärin:

B. BOSCHUNG	 M. HAYOZ


